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Eine «Büwo»-Leserin fragt:
Ich besitze mit meinem Mann zusammen 
ein Einfamilienhaus. Mein Mann ist ge-
sundheitlich angeschlagen und wird sich 
wohl in die Obhut eines Pflegeheims bege-
ben müssen. Wir haben nebst dem Haus 
nur noch ein bescheidenes Vermögen. Was 
meinen Sie: Werden wir trotz der Liegen-
schaft Ergänzungsleistungen beantragen 
können, oder ist dies wegen unseres 
Eigenheims nicht möglich? Und müssen 
wir bezogene Ergänzungsleistungen nach 
dem Tod meines Mannes zurückzahlen? 

Der Experte antwortet:
Ich werde in der Praxis sehr viel auf diese 
Frage angesprochen. Rechtlich ist die Situ-
ation so, dass Anspruch auf Ergänzungs-
leistungen hat, wer gleichzeitig berechtigt 
ist, Leistungen der AHV oder IV zu bezie-
hen und in der Schweiz wohnt. Alleinste-

hende dürfen über ein Vermögen von 
maximal 100 000 Franken und Ehegatten 
über maximal 200 000 Franken  verfügen. 
Wer mehr Vermögen hat, hat kein Recht 
auf Ergänzungsleistungen. 
Zu diesem Vermögen, das heute noch vor-
handen ist, wird auch dasjenige Vermö-
gen hinzugezogen, auf das Sie verzichtet 
haben (sogenanntes Verzichtsvermögen). 
Wenn Sie also Teile Ihres Vermögens an 
die künftige Generation verschenkt ha-
ben, dann wird so getan, wie wenn dieses 
Vermögen noch vorhanden wäre. Für je-
des Jahr, das seit der Schenkung verstri-
chen ist, werden jedoch 10 000 Franken  
abgezogen. Entgegen einer weit verbrei-
teten Meinung werden alle Schenkungen, 
die zeitlebens ausgerichtet worden sind, 
berücksichtigt und nicht etwa nur diejeni-
gen Schenkungen, die in den letzten zehn 
Jahren erfolgt sind. 

Für Sie ist nun bedeutsam, dass in dieser 
Vermögenszusammenstellung die Liegen-
schaft, die Sie zusammen mit Ihrem Ehe-
mann bewohnen, nicht berücksichtigt 
wird. Ihr Ehemann erhält also auch Er-
gänzungsleistungen, obschon Sie noch ein 
Einfamilienhaus besitzen. 
Ihre zweite Frage geht dahin, ob recht-
mässig bezogene Leistungen nach dem 
Tod des Bezügers zurückzuzahlen sind. 
Tatsächlich ist es hierzu zu einer wichtigen 
Änderung im Gesetz gekommen: Die 
Erbenden müssen nämlich rechtmässig 
bezogene Leistungen der letzten zehn 
Jahre zurückerstatten, sofern der Nach-
lass 40 000 Franken übersteigt. Diese 
Rückerstattungspflicht ist jedoch erst aus 
dem Nachlass des zweitversterbenden 
Ehegatten zu leisten, wenn dann noch im-
mer ein grösseres Nachlassvermögen als  
40 000 Franken vorhanden ist. Sie sehen: 
Bezogene Ergänzungsleistungen sind also 
zurück zuzahlen, sobald das Nachlassver-
mögen des zweitversterbenden Ehegatten 
grösser ist als 40 000 Franken. Alles, was 
darüber hinaus geht, ist für die Rückzah-
lung der bezogenen Ergänzungsleistungen 
zu verwenden. 
Beachten Sie jedoch, dass die Rückerstat-
tungspflicht nur für Ergänzungsleistungen 
gilt, die ab dem 1. Januar 2021 bezogen 
worden sind. 

Selbst bewohntes Eigentum steht 
Ergänzungsleistungen nicht entgegen. 
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